
Editores Medicorum Helveticorum

1405Schweizerische Ärztezeitung | Bulletin des médecins suisses | Bollettino dei medici svizzeri | 2011;92: 37

R e c h t  F M H

Wirtschaftlichkeitsprüfung: «Rückerstattungs-
pflicht» für veranlasste Kosten entfällt

Das Bundesgericht hat am 19. Januar 2011 entschie-
den, dass der verordnende Arzt nicht mehr für die 
veranlassten Kosten «rückerstattungspflichtig» ist [1].

Bisherige Rechtsprechung
Das Eidgenössische Versicherungsgericht hatte im 
Jahre 2004 erstmals entschieden, dass der Arzt bei 
erwiesener unwirtschaftlicher Behandlung auch für 
die von ihm rezeptierten (und nicht selbst abgege-
benen) Medikamente «Rückzahlungen» [2] an die 
Kassen leisten müsse. Als Begründung hielt das Ge-
richt damals im Wesentlichen fest: «Da Art. 56 KVG 
den Wesensgehalt von Art. 23 KUVG unverändert über-
nommen hat, ist auch dessen Ziel die Verwirklichung 
oder Wiederherstellung des gesetzlichen Zustandes bei 
Verletzung des Gebots der Wirtschaftlichkeit der Be-
handlung. Das Wirtschaftlichkeitsgebot erstreckt sich 
weiterhin auf sämtliche Teile der ärztlichen Behandlung 
und findet für alle gesetzlichen Leistungen (Art. 25 
Abs. 2 KVG) und damit insbesondere auch in Bezug auf 
die Verordnung von Arzneimitteln, Analysen sowie 
 Mitteln und Gegenständen oder die Anordnung von 
Leistungen anderer Leistungserbringer gemäss Art. 35 
Abs. 2 lit. e – g KVG Anwendung. Dies spricht dafür, 
bei der Wirtschaftlichkeitsprüfung wie unter dem frühe-
ren Recht auch die veranlassten Kosten zu berücksichti-
gen, und zwar bei der Bestimmung der Indizes im Rah-
men der statistischen Methode ebenso wie bei der Be-
messung der Rückerstattungspflicht. Der Einbezug der 
veranlassten Medikamentenkosten in die Wirtschaft-
lichkeitsprüfung und die Rückforderungssumme lassen 
sich somit nicht beanstanden.» [3]. Diese Rechtspre-
chung stiess in der Lehre immer wieder auf Kritik. 
Die Lehre sah in Art. 56 Abs. 2 KVG keine genü-
gende gesetzliche Grundlage für die «Rückforde-
rung» der veranlassten Kosten und erachtete diese 
Rechtsprechung damit als Verstoss gegen das in der 
Bundesverfassung verankerte Legalitätsprinzip [4, 5]. 
Stossend an dieser Rechtsprechung war zudem, 
dass der Arzt Gelder «zurückzuerstatten» hatte, die 
nicht ihm, sondern der auf Anordnung tätigen Per-
son zugekommen waren; der Arzt somit nicht un-
gerechtfertigt bereichert war. 

Praxisänderung des Bundesgerichts  
drängt sich auf
In seinem Entscheid vom 19. Januar 2011 nimmt 
das Bundesgericht die in der Lehre erwachsene Kri-
tik nun zum Anlass, seine Rechtsprechung gemäss 
BGE 130 V 377 zu überprüfen. Es versucht, den 
Sinn und Zweck von Art. 56 Abs. 2 KVG aufgrund 

von verschiedenen Auslegungsmethoden [6] zu er-
mitteln. Zusammengefasst kommt das Gericht zum 
Schluss, dass, ausser aufgrund der teleologischen 
Auslegung [7], bei jeder von ihm angewandten Aus-
legungsmethode [8] eine Bezugnahme zu den ver-
anlassten Kosten fehlt [9]. Entscheidend ist für das 
Gericht insbesondere, dass gemäss dem Wortlaut 
als Ausgangspunkt jeder Gesetzesauslegung Art. 56 
Abs. 2 KVG in «allen drei Amtssprachen, (…) nur 
vom Verpflichteten eingenommene Vergütungen 
zurückbezahlt werden müssen (…).» [10]. Eine Aus-
legung heranzuziehen, die vom Wortlaut abweicht 
und auch die veranlassten Kosten in die Rückerstat-
tungspflicht miteinschliesst, erachtet das Gericht 
somit zu Recht als unzulässig [11]. 

Fazit
Es ist erfreulich, dass das Bundesgericht seine lang-
kritisierte Rechtsprechung in Bezug auf die «Rück-
erstattungspflicht» der veranlassten Kosten geän-
dert hat. Der Ausschluss der veranlassten Kosten 
von der Rückerstattung ändert hingegen nichts 
 daran, dass das Gericht die Frage, ob ein Arzt wirt-
schaftlich handelt, weiterhin aufgrund einer Ge-
samtkostenbetrachtung, welche auch die veran-
lassten Kosten miteinschliesst, entscheidet [12].
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